
Bundessozialqericht

— 2 RU 19/78 —

Verkündet am I m N a m e n d e 5 V 0 l k e s
31. Mai 1978

.

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

ccccc a-l|on..D.C..DCIODIDOIICOOOOOOOUOUOIOOOOOOllnolloloo

Kläger und Revisionsbeklaqter,

Prozeßhevollmächtiqter:.................................

...-...... .......... ..»..oo-nonno...oo....n...-no-u-oo.

Beklagte und Revisionskläqerin.

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 31. Mai 1978

für Recht erkannt:

Das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom

7. Dezember 1977 wird dahin geändert, daß die Beklagte

zur Zahluna der Verletztenrente ab 1. Juni 1969

verurteilt wird und dem Kläger die Hälfte der Kosten

aller Rechtszüqe zu erstatten hat.
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Der am 7. Februar 1909 geborene Kläger erlitt am 9. Januar 1948

einen Arbeitsunfall. Er wurde bei einer Fahrt mit einem Motorrad

von einem Lastkraftwaqen anqefahren, den ein Hitalied der ameri—

kanischen Besatzunqsmacht steuerte.

Die Beklagte zahlte dem Kläqer eine Dauerrente nach einer “inde—

runq der Frwerbsfähiqkeit (”dF) um 50 vH.

Vom amerikanischen Claims Office erhielt der Klaqer eine Abfin—

dunq zur Abqeltunq aller Entschädiqun■sanspr■che wegen des auch

als Eesatzunqsschaden zu wertenden ßrheitsunfalls.

Am 23. Januar 1952 schrieb der Kläger der Beklagten:

"Vom amerikanischen Claims Office habe ich am heutigen
Tag meine Abfindunq erhalten. Ich bin Lehensmittelkauf—
mann, meine Frau ist ebenfalls Verkäuferin in einem
Feinkostqeschäft. Wir beabsichtiqen gemeinsam ein
einenes Geschäft zu gründen. Aus diesem Grunde zahle ich
die von Ihnen bisher erhaltenen Beträge zurück und ver-
zichte qleichzeitiq ab sofort auf weitere Rentenzah—
lungen von Ihnen. Diese meine Verzichterklärunq bitte
ich Ihrerseits als endgülti■ anzusehen. Ich bitte mir
eine Hitteilunq zukommen zu lassen, welchen Gesamt—
betrag Sie für mich bisher qeleistet haben und in
welcher Höhe derselbe zurückerstattet werden muß.

Meine Verzichterkl*runq ist ein Qisiko für mich, da wir
noch nicht wissen konnen, Wie unser zu qr■ndendes Ge—
schäft einschl■qt. Auf der anderen Seite ist es für Sie
ein Vorteil, wenn ich auf meine Rente verzichte. Nach
der Lebenserwartunostabelle habe ich noch eine Lebens—
erwartunq von 29 Jahren, umqerechnet x DM 90‚—— monat—
lich, erqiht DM 31.320,——. Diesen Retraq habe ich bei
weitem von dem Claims Office nicht erhalten. Die Aus—
zahlunq lief über das Eesatzunqskostenamt Wiesbaden,
Claims—Stelle. Sollten Sie Qückfraqen habe, so bitte
ich, sich an diese Stelle zu wenden. Für sofortige Er—
ledigung wäre ich Ihnen dankbar".

3ie Beklagte entzoq durch Bescheid vom 26. März/24. Juni 1952

dem Kläger mit Ablauf des Monats April 1952 die Rente.
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Mit Schreiben vom 19. Mai 1973 hat der Ärzt Dr. V die Be—

klagte um “herpr■fung, dh dem K13ger die D-ente wieder gezahlt wer—

den könne, die wegen einer Qenten■herzahlung eingestellt werden

wäre.

In einem an die zuständige Bezirksverwaltung gerichteten Schrei—

ben vom 30. Mai 1973 führte die Hauptverwaltung der Beklagten

aus, der Kläger sei vom amerikanischen Claims Office abgefunden

worden; er habe deshalb ausdrücklich auf die berufsgenossen—

schaftliche Entschädigung verzichtet. Sollte die Bezirksverwaltung,

so hieß es in diesem Schreiben weiter, "wider Erwarten" den

Kläger "in der Zukunft noch entschädigen", bestehe keine Regreß—

möglichkeit mehr.

Danach schrieb die Beklagte unter dem 4. Juni 1973 an Dr. V ,
der Kläger habe sich seinerzeit bereit erklärt, die von der Re—

rufsgenossenschaft für ihn aufgewandten Beträge zur“ckzuzahlen,

und eine Erklärung dahingehend abgegeben,aufe■nex%■tena■enü■mah—

lung endgültig zu verzichten. Daher sei ihm die Rente mit Ablauf

des Monats April 1952 entzogen werden. Bei dieser Sachlage komme

die Widergewährung einer Verletztenrente nicht in Betracht.

Nach einer erneuten Überprüfung gewährte die Beklagte durch

Bescheid vom 27. Juni 1974 dem Kläger die Rente "nach Widerruf

der Verzichtserklärung" gemäß 55 622 Abs 1, 623 Abs 1 der

Reichsversicherungsordnung (RVG) wieder, und zwar nach einer MdB

um 50 vH.

Das Sozialgericht (SG) hat durch Urteil vom 12. November 1976

die Klage auf Zahlung einer Rente für die zurückliegende Zeit

mit der Begründung abgewiesen, der Kläger habe durch seine Er—

klärung vom Januar 1952 auf Renüamahhngen für die Zukunft ver—

ziehtet. Der Zahlungsanspruch lebe erst mit dem Zeitpunkt wieder

auf, in dem er wieder geltend gemacht werde.

Die gegen den Bescheid vom 27. Juni 1974 gerichtete Klage nahm

der Kläger im Berufungsverfahren zurück.

In Ihrem Schriftsatz vom 13. November 1974 hat die Reklagte im

Klageverfahren gegen den Bescheid vom 27. Juni 1974 ua auch eine
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_ 4 _
Neufestsetzunq qen■ß 5 627 DVD ahqelehnt. Das während des Beru—

funqsverfahrens nachgeholte Widerspruchsverfahren ist ohne Erfolg

qebliehen.

Nach den Anqahen des Kläoers hetruo die ihn vom Claims Office ge—

zahlte Abfindunq 25.000‚—— DM.

Durch Urteil vom 7. Dezember 1977 hat das Landessozialqericht (LSG)

das anqefochtene Urteil aufgehoben und den Deschei■ der Beklag—

ten vom 26. März 1952 dahin qeändert, daR die Reklaqte dem

Kläger unter Anrechnunq ihresSchadensqsatzanspruchs nach 5 1542

RVO vom 1. Wai 1952 an Verletztenrente nach einer WdE um 50 vH

zu zahlen habe. Es hat zur Beqründunq u.a. ausqef■hrt: Die Vor—

aussetzungen des 5 627 DVD liqen vor. Der Verzicht des Klägers

vom 23. Januar 1952 rechtfertiqe es nicht, ihm die Verletzten—

rente vollständig zu entziehen. Sowohl nach qeltendem als auch

nach dem im Jahre 1952 qültiq sewesenen Recht sei ein Verzicht

auf Leistunqen der Unfallversicheruno rechtsunWirksam, soweit

er das Stammrecht an sich hetreffe. Die Verzichtserkl■runq

des Kläqers könne je■och nur dahin ausoeleqt werden, daR sie

den qesamten Wentenansoruch‚ dh das °tammrec“t un■ die einzel—

nen Auszahlunssansorüche‚ umfasse. Die Rentenentziehuno sei

rechtsWiäriq newescn‚ weil 6er Deschei■. insoweit auf einer

rechtsunwirksamcn Verzichtserkl■runq heruhe. Dem « anscheinend

vom Claims Office Falsch heratenen » “laser Falle demqeqen■her

nicht oder höchstens nur in unerheblichem "a“e eine Verletzunq

seiner Witwirkunqspflicht bei der Frteiluno des Dentenentzie—

hunqshescheides zur Last. Unter diesen überwiesend von der Be—

klaqten zu vertretenden Umständen bedeute es einen Ermessens—

mißhrauch, die Einrede der Verjährunq zu erheben.

Das LSG hat die Revision zugelassen.

Die Beklagte hat dieses Rechtsmittel eingelegt.

ie träqt vor: Die Verzichtserklärunq des Kl■qers lasse nichtJJ

die Deutunq zu, daß der Anspruchsqrun■ zur Diskussion qestellt

sein sollte. Die Erkläruno, der Verzicht sei als endq■ltiq an—

zusehen, sei dahin zu verstehen, daß der aussesnrochene Ver—

zicht gelten und keiner weiteren Diskussion mehr unterlieqen

solle. Auch der Kl*qer sei vor dem EEG zun“chst ■avon ausqe—

_5_.
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gangen, daß er nicht an einen Verzicht auf Lebenszeit gedacht

habe. Selbst wenn man aber seine Verzichtserklärung nicht als

eindeutig werten würde, wäre sie gemäß 55 133, 140 des Bürger—

lichen Gesetzbuches (BGB) dahin auszuleqen. Die jederzeit wider—

rufbare Verzichterklärung auf Auszahlung von Leistungen sei der

damaligen Rechtslage gemäß gewesen, um den Forderungs■bergang

nach 5 1542 QVC sicherzustellen. Die Gegenüberstellung der seiner—

zeit genannten Beträge (ca. 25.000,—— DM Abfindungssumme; ca.

31.000‚—— DM Rentenansnruch aus der Unfallversicherung) mache

deutlich, daß f■r den Verletzten kein Grund bestanden habe, un—

mittelbar einen begrenzten Verzicht auszusprechen. Selbst wenn

man der Auffassung des LSG folgen sollte, die Verwaltung hätte

erkennen müssen, daß der Bescheid vom 23. März 1952 unrichtig sei

und daß sie daher von der Unrechtmäßigkeit hätte überzeugt sein

müssen, so sei jedenfalls die Geltendmachung der Verjährungsein—

rede nicht rechtsmißbräuchlich, da ein pflichtwidriges Verhalten

der Verwaltung nicht festgestellt werden könne. Der Kläger habe

im Zusammenhang mit seiner Verzichtserklärung zum Ausdruck ge—

bracht, daß er keine weitere Argumentation zu diesem Punkt wün-

sche
.

Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts

vom 12. November 1976 zurückzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend. Die Auslegung

seiner Erklärung vom 23. Januar 1952 könne nur zu dem Ergebnis

führen, daß er auf den gesamten Rentenstamm verzichten wollte.

Ein solcher Verzicht sei aber unzulässig. Eine entsprechende

Deutung seiner Erklärung sei auch der Beklagten möglich. Sie

hätte bei ihm genauestens nachforschen müssen, welche Erklärung

er eigentlich habe abgeben wollen. Die Einrede der Verjährung sei

rechtsmißbräuchlich, wie das LSG zutreffend entschieden habe.

—6—
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II.

Die zulässige Revision ist insoweit begründet, als sich die

Beklagte auf die Verjährung beruft.

Der aufgrund des 5 627 RVG vorzunehmenden Prüfung, ob die Be-

klagte durch den Bescheid vom 26. März/24. Juni 1952 die Ren—

tenzahlung an den Kläger zu Unrecht eingestellt hatte, ist die

Sach— und Rechtslage zur Zeit der Entziehung der Leistung zu—

grunde zu legen (BSGE 13, 259, 260; 19, 38, 44; 26, 89, 91;

Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, 1. — 8. Aufl, S.

606 e).

Nach der Rechtslage im Jahre 1952 wurde auch ohne ausdrückliche

Regelung in der QVO ein Verzicht auf künftige Ansprüche aus der

gesetzlichen Unfallversicherung f■r zulässig erachtet, wenn der

Versicherte durch die Wirkungen der Verzichterltl’irung nicht be—

nachteiligt wurde (vgl ua VVA Fu” 4°, 1: Rrac”mann aa“ ?. 246 w;

Lauterbach, Gesetzliche anallversicherung, 2. Auf], 5 558 Ann 6).

Dagegen wurde ein Verzicht F■r die Vergangenheit auch dann nicht

für zulässig angesehen, wenn er gleichzeitig unter Erstattung

der Verrechnung der bis zum Verzicht empfangenen Rente erfolgte

(RVA AN 28, 152; 29, 62; Brackmann aaO).

Der Verzicht auf zukünftige Rentenleistungen war unzulässig, weil

er den Kläger benachteiligt hat.

Das LSG hat zutreffend die Erklärung des Klägers vom 23. Januar

1952 nicht nur als einen zwar zeitlich unbeschränkten, jeöoch

unter dem Vorbehalt des jederzeitigen miderrufs ausgesprochenen

Verzicht gewertet. Der Beklagtaiist Zwar zuzugeben, daß nicht

bereits aus der Wendung, die Verzichtserkl■rung sei "als endgül—

tig” anzusehen, auf einen zeitlich unbegrenzten un■ unwiderruf—

baren Verzicht zu schließen ist; denn dies konnte sich nach

Satzstellung und Rinnzusammenhang auch auf die Entschlie■ung

zum Verzicht selbst beziehen. Der zeitlich unbegrenzte, nicht

unter dem Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs erklärte Verzicht

ergibt sich aber aus Öem insoweit klaren Wortlaut der Erklä—

rung des Klägers, er verzichte gleichzeitig ab sofort auf
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weitere Rentenzahlungen, und vor allem aus dem Hinweis im letzten

Absatz seines Schreibens vom 23. Januar 1052, in dem die bis zur

durchschnittlichen Lebenserwartung errechneten Leistungen der

Rerufsgenossenschaft der Abfindungssumme gegen■bergestellt wurden.

Die Äusf”hrungen des Klägers vor dem LSG stehen dieser Auslegung

seiner Willenserkläruns nicht entgegen. Entscheidend ist hier,

wie die Erklärunq des Klägers damals nach ihrem Wortlaut und

Sinnzusammenhang auszulegen war. Daß auch die Beklagte die Er—

klärung des Klägers als einen nicht nur zeitlich begrenzten und

frei widerrufbaren Verzicht auslegte, ist sowohl ihrem Wermerk

vom 15. Februar 1952 und dem Entziehungsbescheid vom 26. März/

24. Juni 1952 als auch ihrem Schreiben an die Bezirksverwaltung

vom 30. Mai 1973 und vor allem ihrem Schreiben an Dr. V

vom 4. Juni 1973 zu entnehmen.

Auch ein zeitlich unbegrenzter unwiderrufbarer Verzicht ist

jedoch entgegen der dem Urteil des Berufungsgerichts zugrunde

liegenden Auffassung nicht stets unzulässiq, wie auch die Ent—

scheidung des RVA vom 13. August 1936 (aao) zeigt. Die vielmehr

auch hier entscheidende Frage ist, ob der zeitlich unbegrenzte

und unwiderrufbare Verzicht auf Rentenleistungen den Kläger be—

nachteiligt hat. Dies ist nach der Sachlage im Zeitpunkt der Ver—

zichterklärung zu beurteilen. Tnsbesondere ist nicht die erst durch

das UVNG einsetretene Dynamisierung der Rente nachträglich zur

Beantwortung dieser Frage heranzuziehen.

Nach Angaben des Klägers betrug die Abfindung 25.000,—— DM. Die

Beklagte hatte dem Kläger mit Schreiben vom 6. November 1948

und 20. September 1949 mitgeteilt, die Gesamtaufwendungen aus

Anlaß des Arbeitsunfalls würden sich auf 31.790,11 DM belaufen.

Die dem Kläger im Zeitpunkt der Verzichterklärung zustehende

Rente hätte bei einer Hochrechnung bis zum 70. Lebensjahr des

Klägers seit dem Unfall rund 31.000,—— DM ergeben. Ob die Diffe—

renz zwischen diesen Beträgen und der Abfindung von rund 6.000‚-—

DM bereits eine Benachteiligung des Klägers ergibt, kann dahin—

stehen.

Die Benachteiliqung des Klägers durch den Verzicht ergibt sich

— unabhängig davon, wie hoch die Abfindunsssumme war — jedenfalls

daraus, daß der Kläger das durch den Verzicht erstrebte und der

..g..
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Beklaoten aus dem Schreiben vom 23. Januar 19R2 eindeutiq er—

kennbare Ziel, die 25.000‚—— DM Abfindunq für den Aufbau seines

Geschäftes verwenden zu können, auch ohne den Verzicht voll

erreicht hätte, selbst wenn er die Abfinduna vornehmlich für die

sonst in Zukunft fälliqen weiteren laufenden und qem■ß @ 1542

RVO an sich auf den Unfallversicherunqsträqer überqehenden

Schadensersatzansprüche gegen den Schädiger erhalten hatte.

Die Beklagte hätte nicht die qesamte Abfindanqssumme sofort

herausverlangen können; sie hatte in dieser Höhe noch keine

Leistunqen erbracht. Allenfalls hätte sie die ihr sonst

gemäß 5 1542 RVG qeqen den Schädiqer jeweils zustehenden

Schadensersatzansprüche im Hinblick auf die dem Kläger qewährte

Abfinduno in der ?orm qeltend machen können, daß sie die leu—

fende Rente zum Teil oder auch qanz einstellte, bis die an sich

zu zahlenden Dentenleistunsen die Abfindunossumne aufqebraueht

hätten. Der Kläqer h5tte also ohne verzicht denselben Petran

der Äbfindunqssumme behalten können und wäre selbst bei Fin—

stellunq der ?entenzahlunqen in voller Höhe noch besser oe—

stellt qewesen als durch den Verzicht; die °oklaote hätte dann

die Rente wieder voll auszahlen müssen, wenn die “entenzahlun—

den die Abfindunqssumme erreicht h“tten. Selbst wenn man dem—

nach zuqunsten der Eeklaqten davon ausdeht, daß sie die volle

Abfindungssumme in Ansbruch nehmen konnte, brachte der Ver—

zicht des Klägers lediqlich Nachteile. Diese Nachteile bestan—

den unabhänqiq davon, ob die Abfindunqssumme größer oder

kleiner als 25.000,—— DM war.

Es kann dahinstehen, Oh, wie die Beklagte meint, eine Umdeu—

tunq des Verzichts des Klägers und die Einstellund der Renten—

zahlunq durch die Beklaqte für die 7uPunft «em. 5 140 BGB

stetthaft sind. Jedenfalls wäre allenfalls eine Vereinbarunq

in Betracht qekommen, daß der Kläoer auf die Äuszahlund der

Pente bis zu einer Äufrechnunq mit der Äbfindunq einverstanden

qewesen wäre. Die Beklaqte hätte dies bei erneuter Prüfuno und

Abw■cen der — nicht vorhandenen — Vor— und der Nachteile des

Verzichts weqen der offensichtlichen Rensehtei]iounq des

Kliqers durch den Verzicht erkennen müssen (s hierzu Brackmann

aaO S 606 e; Lauterbach aaO, 3. Aufl, @ 627 Anm 2). Auch in

diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, daß die Reklaqte in ihrem
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Aktenvermerk vom 29. Oktober 1973 die Unzulässigkeit des Verzichts

des Klägers auf die Rentenleistungen erkannt hat. Sie meint ledig—

lich, die Erklärung des Klägers vom 23. Januar 1952 sei als wider—

ruflicher Verzicht auf die Auszahlung der Rentenbeträge "aufzu—

fassen". Diese Umdeutung ist jedoch gleichfalls offensichtlich

nicht zulässig, da der Kläger jedenfalls im Zeitpunkt der Ver—

zichtserkl■runc eindeutig davon ausgegangen ist, er werde in der

Zukunft keinerlei Rentenzahlungen von der Beklagten mehr erhalten.

Ein Bescheid nach 5 627 PVO tritt mit Wirkung ex tunc an die

Stelle des früheren Bescheides (Brackmann aaO S 606 h; zur Renten—

versicherung: BSGE 19, 93, 95; Brackmann aaO S 730 b; aA zur KOV;

BSGE 19, 12; BSG SozR 3900 5 40 Nr 5). Somit ist der Bescheid vom

26. März/24. Juni 1952 aufzuheben, und die Beklagte hat über den

30. April 1952 hinaus die Rente zu gewähren.

Die Beklagte hat jedoch bereits im Verfahren vor dem SG die Ein—

rede der Verjährung erhoben.

Bei der Neufeststellung einer Rente nach 5 627 RVO ist die De—

rücksichtiounq der Verjährung nicht grundsätzlich ausgeschlossen

(5 BSG Urteil vom 31. August 1972 — 2 VU 174/69 — und vom

26. Juli 1973 — 8/2 RU 68/71; Rrackmann aa0 S 606 h und 730 h).

Dem steht das Urteil des BSC vom 4. Dezember 1974 (880€ 38, 224)

nicht entgegen; denn die Verjährung der seit dem 1. Mai 1952 fälli—

gen monatlichen Einzelzahlungen (s BSG aa0 S 225) war anders als

in dem dieser Entscheidung zugrunde liegenden Fall nicht durch

einen Antrag unterbrochen, so daß eine Unterbrechung der Verjäh—

rung nach Aufhebung des unrichtigen Bescheides nicht wiederaufle—

ben konnte (BSG SozR 2200 5 29 Nr 10). Im vorliegenden Fall hat

der Kläger Anspruch auf laufende Rentenleistungen, und dieser An—

spruch entfiel durch den Entziehungsbescheid.

Die Einrede der Verjährung verstößt auch nicht gegen Treu und

Glauben. Die Beklagte hat die Verjährung weder arglistig oder

sonst rechtswidrig herbeigeführt; denn sie hat lediglich insoweit

mit zu dem Eintritt der Verjährung beigetragen, als sie den Ver—

zicht des Klägers im Jahre 1952 rechtsirrt■mlich als zulässig

angesehen hat und der Kläger somit — entsprechend seiner eigenen
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Erklärung — davon ausgegangen ist, ihm stünden Pentenzahlunqen

nicht mehr zu. Würde der Irrtum der Beklaeten über die Zulässig*

keit des Verzichts, vovon das LSG und der Kliqer wohl ausgehen,

allein ausreichen, um einen Verstoß wegen Treu und G auhen an—

zunehmen, würde entsnrechend in den meisten Fällen des 5 627

RVO die Einrede der Verjähruno unzulässig sein. Vor allem ist

zu heachten, daß die Reklaqte, wenn auch rechtsfehlerhaft,

einem Antrag des Kläqers voll entsprochen hat.

Der Anspruch auf Leistuncen der Versicherunastr*qer verj“hrt

in vier Jahren nach Fhl]idkeit, soweit die RVG nichts anäeres

vorschréiht (s 5 29 Abs 3 DVD idF his zum Inkrafttreten des

SGB I). Fälliq ist ein Änsnruch, wenn der Rerechti«te die Er—

fülluno verlangen kann; Grundsätzlich tritt daher die Fällid—

keit mit dem Entstehen des Anspruchs bzw mit dem Entstehen der

monatlichen Einzelansprüche ein (RSCP 34,1‚3L38‚22A, 225;

Brackmann aaO S 742 f I ff). Pomit waren am 23. Tai 1973 — dem

Taq der Antraqstellunq — alle Änsnr■che vor dem 1. Juni 1969

verjährt. Daraus erqiht sich auch, daß 5 45 SGB I hier nicht

anwendbar ist (vql Art 2 € 17 SGB I; Brackmann aaO S 742 q).

Bei der Kostenentscheidunq ist berücksichtiqt, daß der Kläger

zwar hinsichtlich des zu zahlenden Betrages nur zu etwa ein

Drittel obsieqt hat, die Beklaqte aber gänzlich unterleqen ist,

soweit sie von der Rechtmäßiqkeit ihres Rescheides vom 26. März/

24. Juni 1952 ausgeganqen ist.
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